
Altmeiler vor demendgültigenAus
Umweltminister fordern dauerhafte Abschaltung 2017 oder 2022
Die Umweltminister der
Länder machen Druck
beim Atomausstieg: Sie
beschließen das Aus für
sieben AKWs. Auf ein Aus-
stiegsdatum können sie
sich nicht einigen.

WERNIGERODE. Den sieben
ältesten Atomkraftwerken in
Deutschland droht die Stillle-
gung. Vor dem Koalitionsaus-
schuss morgen im Kanzleramt
beschlossen die Umweltminis-
ter von Bund und Ländern ges-

tern in Wernigerode, dass die
vor 1980 ans Netz gegangenen
Meiler keinen Strom mehr pro-
duzieren dürfen.
Wie Bundesumweltminister

Norbert Röttgen (CDU) mit-
teilte, konnten sich die Ressort-
chefs nicht auf ein konkretes
Datum verständigen, bis wann
der letzte Meiler abgeschal-
tet werden muss. Laut Röttgen
waren die Jahre 2017 und 2022
im Gespräch.
Baden-Württembergs

Umweltminister Franz Unter-
steller (Grüne) begrüßte das

absehbareAus für siebenAtom-
kraftwerke. Er gehe davon aus,
dass im Südwesten die Mei-
ler Neckarwestheim I und Phi-
lippsburg I nie wieder ans Netz
gehen, sagte sein Sprecher.
Ferner wären betroffen: Isar I
(Bayern), Biblis A und B (Hes-
sen), Unterweser (Niedersach-
sen) und Brunsbüttel (Schles-
wig-Holstein).
Zur Zukunft des Atomkraft-

werks Krümmel gab es zwar
keine Einigung, aber in einer
Protokollnotiz sprechen sich
neun der 16 Länder dafür aus,

dieses AKW, das wegen zahl-
reicher Pannen schon länger
stillsteht, nie wieder hochzu-
fahren.
DieUmweltminister vonBund

und Ländern forderten einen
raschen Ausbau der erneuer-
baren Energien. Der Anteil am
Strom solle bis 2020 auf 40 Pro-
zent steigen, so Röttgen. Bis-
lang war 35 Prozent als Ziel
genannt worden.
Für den Fall, dass es im Win-

ter wegen der AKW-Abschal-
tung zu Problemen kommt, for-
derte die Bundesnetzagentur,

vom Netz gegangene Anla-
gen als Notfallreserve vorzuhal-
ten. Andernfalls sei nicht aus-
zuschließen, dass die Netzbe-
treiber einzelne Großverbrau-
cher vom Netz nehmen müss-
ten, meinte Präsident Matthias
Kurth in Bonn.
Noch unklar ist die Zukunft

der Brennelementesteuer. Teile
der Union hatten das Aus erwo-
gen, damit die Atomkonzerne
mehr Geld in erneuerbare
Energien investieren können.
FDP-Chef Philipp Rösler will die
Steuer dagegen behalten.

UNGEWISS: Die Zukunft des umstrittenen AKW Krümmel in Geest-
hacht ist weiter unklar.

Ein Lichtblick für dieMenschenrechte
Ein britischer Anwalt hatte vor 50 Jahren angefan-
gen: Er ließ Briefe schreiben, um politische Gefan-
gene freizubekommen. Aus der Idee wurde eine
weltweite Bewegung: Amnesty International, die

größte Menschenrechtsorganisation der Welt. Über
drei Millionen Mitglieder und Unterstützer in mehr
als 150 Ländern: Diese breite Verankerung im ehren-
amtlichen Engagement sorgt für ein weites Netz an

Informanten und für finanzielle Unabhängigkeit. Dass
aber noch viel zu tun ist, erklärt die ehemalige Gene-
ralsekretärin der deutschen Sektion, Barbara Loch-
bihler, im NP-Interview.

EIN LICHT GIBT HOFFNUNG: Amnesty unterstützt auch die friedlichen Revolutionen in arabischen Ländern und mahnt dort an, die Men-
schenrechte zu achten.

Amnesty International wird heute 50 Jahre alt. Lobbyarbeit für die politischen Gefangenen. Drei Millionen Unterstützer.
VON MICHAEL DONHAUSER

LONDON. Das Grundprinzip
von Amnesty International ist
einfach: „Ein stinknormaler
Mensch sitzt in einem stinknor-
malen Haus und schreibt einen
nicht stinknormalen Brief an
einen Diktator, der sich darum
nichts schert ...“. So hat einmal
der BBC-Autor John Tusa die
Arbeit der größten Menschen-
rechtsorganisation der Welt
zusammengefasst.

Macht der Briefe
Doch die vielen Millionen

Briefe haben Wirkung gezeigt:
50 Jahre nach seiner Gründung
in London ist Amnesty aktuel-
ler denn je. Die Freilassung der
Oppositionellen Aung San Suu
Kyi in Birma oder die Verlei-

hung des Friedensnobelprei-
ses an den chinesischen Dissi-
denten Liu Xiaobo 2010 – bei-
des hatte Amnesty maßgeblich
mit beeinflusst.
„In den 50 Jahren, seit

Amnesty International gebo-
ren wurde, um die Rechte von
Menschen, die wegen ihrer
friedlichen Gesinnung gefan-
gen gehalten werden, zu schüt-
zen, hat es eine Revolution der
Menschenrechte gegeben“,
sagt Salil Shetty, Generalsekre-
tär der Organisation.
Als der britische Anwalt

Peter Benenson im Mai 1961
einen Artikel im „Observer“
veröffentlichte, konnte er nicht
ahnen, was er auslöste. Durch
Zufall hatte er vom Schick-
sal zweier Studenten aus Por-
tugal gehört. Sie waren ein-
gesperrt worden, weil sie auf
ihre Freiheit angestoßen hat-

ten. Benenson hatte das so
empört, dass er in einer Kirche
am Trafalgar Square eine Kerze
für die beiden entzündete. Die
Kerze, von Stacheldraht umwo-
ben, ist noch heute Symbol für
Amnesty.
In dem Artikel rief der

Anwalt die Menschen auf,
etwas gegen die Ungerech-

tigkeit zu tun: „Man muss nur
eine Zeitung aufschlagen, und
schon stößt man auf einen
Bericht über jemanden, der
eingesperrt, gefoltert oder
hingerichtet wird, weil seine
Meinung oder seine Religion
der Regierung nicht gefallen.
Jedes Mal überkommt den
Zeitungsleser dann ein bedrü-

ckendes Ohnmachtsgefühl.
Doch wenn diese Gefühle des
Abscheus rund um die Welt
zu einer gemeinsamen Hand-
lung gebündelt werden könn-
ten, dann könnte etwas Wir-
kungsvolles getan werden.“
Dieser Aufruf im „Observer“,
gedruckt am 28. Mai 1961
unter der Überschrift „Die

vergessenen Gefangenen“,
entfaltete eine Wirkung, wie
Benenson sie nicht für möglich
halten konnte. Aus dem zorni-
gen Brief erwuchs eine welt-
weite Bewegung für die Men-
schenrechte. Schon drei Jahre
nach seiner Gründung hatten
die Unterstützer von Amnesty
(englisch: Strafbefreiung) in

tausenden Briefen die Freilas-
sung von mehr als 700 politi-
sche Gefangenen gefordert –
nicht weniger als 140 kamen
tatsächlich frei. 1970 waren es
schon 2000 Freilassungen.
Amnesty zählt heute drei

Millionen Unterstützer welt-
weit. 1977 wurde die Arbeit
der Organisation mit dem Frie-
densnobelpreis gewürdigt.
Regierungen von den USA bis
zum Iran, von Israel bis China
singen – je nach Betroffen-
heit – Lobeshymnen oder sto-
ßen Schmährufe auf Amnesty
aus. Aus China, Nordkorea
oder Russland heißt es häufig,
Amnesty sei zu westlich. Doch
auch in Europa, wo Regierun-
gen Flüchtlinge in Krisenländer
zurückschicken, wird Amnesty
gefürchtet.
Mit der Zahl der Jahre wuch-

sen auch die Ambitionen.

Der Kampf gegen Folter kam
auf die Agenda, später auch
gegen die Todesstrafe. „50
Jahre, nachdem die Kerze von
Amnesty begonnen hat, ein
Licht auf Repressionen zu wer-
fen, steht die Revolution der
Menschenrechte nun an der
Grenze zu historischen Verän-
derungen“, sagt Generalsekre-
tär Shetty.

Noch viel zu tun
Die aufstrebenden Wirt-

schaftsmächte in Lateinamerika
und Asien, die Veränderungen
in den Ländern der ehemaligen
Sowjetunion, vor allem aber
der aktuelle arabische Frühling
– das alles sind für den Inder
die neuen Herausforderungen
– genug für weitere 50 Jahre
harter Arbeit.

BEISPIEL

Auszeichnung für
mutigenMexikaner
MEXIKO-STADT. Abel Bar-
rera hat es geschafft, Mexiko
mehrmals auf die internatio-
nale Anklagebank zu brin-
gen. Immer ging es dabei um
schwere Menschenrechts-
verletzungen durch Armee
oder Polizei – und um untä-
tige Justizbehörden. Gestern
zeichnete die deutsche Sek-
tion von Amnesty Internatio-
nal den 51-jährigen Anthro-
pologen mit ihrem Men-
schenrechtspreis aus.
Barrera lebt im südmexika-

nischen Bundesstaat Guer-
rero, wo der sogenannte Dro-
genkrieg besonders heftig
tobt. Staatspräsident Felipe
Calderón schickte nach sei-
nem Amtsantritt 2006 Sol-
daten, um der Drogenmafia
Herr zu werden. Doch Barre-
ras Erfahrungen sind anders:
„Die Unterdrückung hat seit-
her zugenommen.“ Es gibt
mehr Verschwundene, und
es gibt Morde, die wie Hin-
richtungen verübt werden, in
erster Linie von Armee, Poli-
zei oder Paramilitärs.
1994 gründete Barrera

das Menschenrechtszentrum
Tlachinollan, das ebenfalls
von Amnesty ausgezeichnet
wurde. Anlass zur Gründung
war die große Zahl von Urein-
wohnern, die im Gefäng-
nis sitzen, ohne zu wis-
sen, warum. Denn die meis-
ten sprechen kein oder nur
wenig Spanisch. „Sie werden

bestraft, weil sie Indios sind“,
sagt Barrera. Es gebe einen
tiefsitzenden Rassismus in
Mexiko. In die Fänge der Jus-
tiz geraten vor allem diejeni-
gen Ureinwohner, die sich für
ihre Rechte einsetzen. Mit
Unterstützung von Amnesty
gelang es Tlachinollan, die
Freilassung zweier Aktivisten
durchzusetzen.
Raúl Hernández kam 2010

nach mehr als zwei Jahren
Untersuchungshaft frei,
Felipe Arreaga 2005 nach
einem Jahr. Beide waren
mit gekauften Zeugen zu
Unrecht des Mordes ange-
klagt. Möglich wird ein sol-
cher Justizmissbrauch durch
ein Strafprozessrecht, das
aus der spanischen Kolonial-
zeit stammt, die 1810 zu
Ende ging. „Wer erst ein-
mal angeklagt ist, muss seine
Unschuldbeweisen. Bis heute
leben wir in der Inquisition“,
resümiert Barrera.
Allerdings werden nur

weniger als zwei Prozent
der wahren Verbrechen auch
aufgeklärt. Regierung, Poli-
zei und Armee haben damit
freie Hand, brutal gegen
Ureinwohner vorzugehen,
die ihnen zu aufmüpfig sind.
So verwüstete die Armee in
Guerrero indianische Berg-
dörfer, nachdem die Einwoh-
ner Schulen und Gesund-
heitszentren gefordert hat-
ten.

NP-INTERVIEW

„Rückschritte gab es
nach September 01“
Die grüne Europapar-
lamentarierin Barbara
Lochbihler war von 1999
bis 2009 Generalsekre-
tärin der deutschen Sek-
tion von Amnesty Inter-
national.

VON PETRA RÜCKERL

Hat Amnesty die Welt ver-
bessern können?

Es konnte sie manchmal ein
Stückchen besser machen.
Einmal für einzelne Gefan-
gene, die festgehalten und
gefoltert wurden. Aber auch
als globaler Akteur konnte
Amnesty die Menschen-
rechtslage durchaus ver-
bessern, zum Beispiel beim
Kampf gegen die
Straflosigkeit von
Folterern und Folter-
regimen.

Waswaren fürSiedie
größten Erfolge?

Der größte Erfolg
ist immer, wenn man
konkret sieht, wel-
chem einzelnen Menschen
die Arbeit nützt. Ein großer
Erfolg ist aber auch, dass Fol-
terer nicht mehr offen agie-
ren – dies also nicht mehr als
Zeichen der Stärke gilt. Oder
dass viele Staaten die Todes-
strafe abgeschafft haben
oder nicht mehr vollziehen.
Es konzentriert sich auf ein
paar Länder wie China, USA,
Iran.

Und was sind die größten
Rückschritte?

Die größten Rückschritte gab
es nach September 2001, im
sogenannten Kampf gegen
den internationalen Terro-
rismus. Staaten wie die USA
haben bestimmte Folter-
methoden wie „water boar-
ding“, die ganz klar als solche
definiert sind, nicht mehr als
Folter benannt und gesagt,
im Krieg gegen den Terroris-
mus ist alles möglich. Es wur-
den rechtsfreie Räume wie

Guantánamo geschaffen. Es
wurde gegen Grundprinzi-
pien der Menschenrechte
verstoßen und so anderen
Ländern Argumente gege-
ben, ihrerseits gegen Men-
schenrechte zu verstoßen.
Man konnte sich hinter den
USA verstecken. Oder auch
der Genozid in den 90er Jah-
ren in Ruanda. Man wusste,
dass so etwas kommt, und
hat einfach zugesehen.

In Ländern wie Pakistan wird
täglich gegen Menschen-
rechte verstoßen ...

In meiner Einschätzung ist es
so, dass auch hier im Namen
des Anti-Terror-Kampfes die
Rechtsstaatlichkeit sehr gelit-

ten hat. Das gilt für die
eigenen Behörden,
wie sie mit den Bür-
gern umgehen, aber
auch für das interna-
tionale Vorgehen. Von
unbenannten Droh-
nen heraus Menschen
zu erschießen, ist sehr
problematisch – diese
Waffen töten viele

Menschen, nicht nur gezielt
Terroristen.

Europa wehrt sich gegen
Flüchtlinge aus Nordafrika.
Gelten Menschenrechte hier
nicht mehr?

Im Europaparlament haben
wir diese Woche den 50.
Geburtstag von Amnesty
mit Repräsentanten der EU
und Europarat gefeiert. Uni-
sono war man sich einig,
dass es eine große Schande
für Europa ist, was hier pas-
siert. Nur weil ein paar Men-
schen kommen, will man
gleich Schengen außer Kraft
setzen und die Grenzen dicht
machen.Man sieht nicht, dass
etwa 400000 Migranten, die
in Libyen gearbeitet hatten,
in Tunesien aufgenommen
wurden – einfach von Fami-
lien. Wir stellen uns wegen
ein paar tausend Menschen,
verteilt auf ganz Europa, an.
Das ist wirklich beschämend.

Barbara
Lochbihler

GEEHRT: Abel Barrera erhielt gestern den Menschenrechts-
preis von Amnesty International.
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